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Induſtrie und Tandwirthſchaftsrath und arbeits- 
ſatiſtiſcher Beiruth. 
Beſprochen von Dr. Moriz Caſpaar. 
(Schluß.) 
B. Der Arbeitsbeirath. 
Formell und materiell verſcheden von der früher dargeſtellten 


Inſtitution iſt jene des arbeitsſtatiſtiſchen Beirathes. Es gelangt dies 


ſchon im Statut zur Geltung. Während der Induſtrie- und Landwirth⸗ 
ſchaftsrath eine ſelbſtändige, von den Intereſſenten gewählte durch ernannte 
Mitglieder verſtärkte Körperſchaft darſtellt, haben wir es hier mit einem 
Hilfsorgan einer neuen ſtaatlichen Einrichtung, des arbeitsſtatiſtiſchen 
Amtes, zu thun, deſſen Mitglieder aus den an der Arbeitsſtatiſtik inter- 
eſſirten Kreiſen der Unternehmer und Arbeiter, weiters aus Social— 
politikern, welche nicht den Intereſſentenkreiſen angehören, ernannt 
werden; endlich gehören nach dem Statut Delegirte der Miniſterien, 
der Präſident der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion als Mitglieder und der 
Central-Gewerbe⸗Inſpector als ſtändiger Experte dem Arbeitsbeirathe an. 

Die Stellung dieſes Arbeitsbeirathes wird aber auch noch mehr 
dadurch präciſirt, daß das Statut, welches die Rechte und Pflichten des 
Arbeitsbeirathes regelt, das Statut des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes iſt und 
deſſen $5 die Functionen des Beirathes feſtſtellt. Dieſersſagt: „Zur 
Unterſtützung des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes, ſowie zur Beförderung des 
gedeihlichen Zuſammenwirkens desſelben und der Betriebe, auf welche 
ſich ſeine Wirkſamkeit erſtreckt, wird ein ſtändiger Arbeitsbeirath ge— 
bildet.“ Dieſer beſteht außer den vermöge ihrer Stellung eingereihten 
aus 24 ernannten Mitgliedern, von dieſen gehören 8 dem Stande der 
Unternehmer, 8 jenem der Arbeiter an, während ein Drittheil aus 
Perſonen beſteht, „deren fachmänniſche Mitwirkung bei den Arbeiten 
des Beirathes wünſcheuswerth it“. Die Ernennung erfolgt auf 3 Jahre. 

Zur Charakteriſirung der Aufgaben des Arbeitsbeirathes muß auch 
der Wirkungskreis des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes hier gekennzeichnet werden. 
Es find die 88 1 und 6, welche die Aufgaben des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes 


feſtſtellen. S 1 ſagt: „Für die Zwecke der wirthſchaftlicheu und ſocialen 
Geſetzgebung und Verwaltung ſind arbeitsſtatiſtiſche Daten ſyſtematiſch 
zu erheben und zu verarbeiten, ſowie periodiſch zu veröffentlichen.“ Der 
86 jagt: „Das arbeitsſtatiſtiſche Amt hat die thatſächlichen Verhältniſſe, 
welche den Gegenſtand arbeitsſtatiſtiſcher Erhebungen gebildet haben, 
auf Veranlaſſung des Miniſters zu begutachten und die Gutachten dem 


betheiligten Miniſterium vorzulegen.“ Das arbeiteſtatiſtiſche Amt ſoll die 


heutige Statiſtik ergänzen, ſpeciell auf einem Felde, welches bisher nur 
theilweiſe und unzulänglich gepflegt wurde. Nach § 1, 2. Abſatz, werden 
ſich die erhobenen Daten auf die Lage der arbeitenden Claſſe, insbe- 
ſondere in der Induſtrie und im Gewerbe, im Bergbau und im land⸗ 
und forſtwirthſchaftlichen Betriebe, im Handel und Verkehrsweſen, ferner 
auf die Wirkſamkeit der Einrichtungen und Geſetze zur Förderung der 
Wohlfahrt der arbeitenden Claſſe beziehen. Dies ſoweit es ſich um die 
eigentliche Arbeitsſtatiſtik handelt. Es heißt aber weiters „auf den Um⸗ 
fang und Zuſtand der Production in den bezeichneten Zweigen“; damit 
überſchreitet der Wirkungskreis des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes die im 
erſten Abſatz des § 1 gezogenen Grenzen, es ſollen im Zuſammenhauge 
mit den Daten über die Arbeit auch jene der Production einbezogen 
werden. Der Zuſammenhang zwiſchen der Arbeit als Productionsfactor 
und den ſonſtigen Bedingungen der Production: Stand der Betriebs- 
einrichtungen, Höhe der Erzeugung, mag ja eine gemeinſame Behandlung 
wünſchenswerth, in einzelnen Fällen vielleicht nothwendig erſcheinen laſſen. 
Immerhin aber fällt es auf, daß auch dieſe Zweige der Statiſtik hier 
Erwähnung finden. Allerdings ſagt der § 3, daß bezüglich der Erhebungen, 
inſoweit ſie nicht in das Reſſort des Handelsminiſteriums gehören, das 
Einvernehmen mit den betheiligten Miniſterien zu pflegen iſt, welch 
letzteren ſohin die Vornahme der Erhebungen zukommt, ſoferne ſie nicht 
in einzelnen Fällen die Uebertragung derſelben au das arbeitsſtatiſtiſche 
Aut für zweckmäßiger erachten. Hierin liegt unſerer Anſicht nach möglicher— 
weiſe die Veranlaſſung für eine Umgeſtaltung des ſtatiſtiſchen Dienſtes 
in manchen Zweigen unſerer Statiſtik. Wir erwähnen hier weiters die 
Erhebungen, welche ſich auf die Lage der Bergarbeiter und der damit 
in Zuſammenhang ſtehenden Productionsverhältniſſe beziehen. Es iſt 
bekannt, daß die Bergbehörden durch ihren Dienſt der Bergpolizei und 
der Handhabung des Bergrechtes im engeren Sinne der Statiſtik nicht 
die von vielen Seiten erwünſchte Arbeitsleiſtung widmen können. 

Es ift vorauszuſehen, daß das arbeitsſtatiſtiſche Amt, ausgeſtattet 
mit ausreichendem Perſonale, die Durchführung mancher Erhebung über⸗ 
nehmen wird, welche bisher wegen unzureichender Kräfte nicht zur Durch— 
führung gelangt iſt. Wie die Eröffnungsſitzung des Arbeitsbeirathes 
gezeigt hat, werden ja auch von Seite der Arbeiter gerade vom arbeits— 
ſtatiſtiſchen Amte den Bergbau betreffende Erhebungen erwartet. 

In §3 des Statutes iſt allerdings vorgeſehen, daß die Erhebungen 
von den betreffenden Miniſterien, in deren Reſſort die Unternehmung 
gehört, durchzuführen ſind. In § 4 werden die zur Mitwirkung an den 
Erhebungen berufenen Organe aufgezählt als Gemeindebehörden, Handels⸗ 
und Gewerbekammern, Gewerbegenoſſenſchaften, Gewerbegerichte, genoſſen— 
ſchaftliche und andere Schiedsgerichte, Arbeiterunfall- und Krankencaſſen 
und ſonſtige Hilfscaſſen. Im letzten Abſatz des § 4 jedoch wird aus. 


— Alb — 


drücklich von den mit den Erhebungen betrauten, befonders legitimirten 
Organen des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes geſprochen. Wir haben es daher 
mit einer Einrichtung zu thun, welche neben dem regelmäßigen ſtatiſtiſchen 
Dienſt Specialerhebungen durch beſondere Organe durchführt. 

Wir legen gerade auf dieſes Moment beſonderes Gewicht, da ja 
nicht zu leugnen iſt, daß der bisherige gewöhnliche Gang der Erhebungen, 
welcher nothwendig mit der Ueberbürdung der Verwaltungsbehörden mit 
den eigentlichen Verwaltungsaufgaben rechnen muß, die Specialerhebungen 
häufig vermiſſen läßt. Das Mißtrauen des Publicums in die Ergebniſſe 
der Statiſtik iſt ja weſentlich auf die den Intereſſeuten ſelbſt am beſten 
bekaunte unzulängliche Erhebungsart zurückzuführen. So kurz das Statut 
des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes iſt, jo inhaltsreich und von großer Trag- 
weite ſind die wenigen Paragraphen. Wir haben es mit einer neuen 
Einrichtung zu thun, welche berufen iſt, Lücken auszufüllen und durch 
die Art der Erhebung Gebiete zugänglich zu machen, welche mit den 
bisherigen Mitteln nicht beherrſcht werden können. 

Der Wirkungskreis des Arbeitsbeirathes, wie er im § 5 des Statutes 
für das arbeitsſtatiſtiſche Aut feſtgeſtellt it, wird in der vou der 
Regierung proviſoriſch aufgeſtellten Geſchäftsordnung näher gekennzeichnet, 
und zwar hinausragend über den Inhalt des $ 5 des Statutes. 

Die Geſchäftsordnung faßt im § 2 die Unterſtützung, welche der 
Arbeitsbeirath dem arbeitsſtatiſtiſchen Amte leiſten ſoll, dahin zuſammen, 
daß er Gutachten über die von dieſem Amte durchzuführenden Maß— 
nahmen abzugeben hat, außerdem aber ſelbſtändige Anträge, welche 
ſich auf die Thätigkeit des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes beziehen, einzubringen 
berechtigt iſt. N 

Berückſichtigt man die Zuſammenſetzung des Arbeitsbeirathes, ſo 
kann man vorausſagen, daß von dieſem Zugeſtändniſſe jedenfalls Gebrauch 
gemacht wird, wie dies auch ſchon in der Eröffnungsſitzung zu bemerken 
war. Ueber den Umfang, in welchem die Aufgaben des arbeitsſtatiſtiſchen 
Amtes aufgefaßt werden, gibt eine Andeutung die in Ausſicht geſtellte 
Erhebung bezüglich einer Reform der Arbeiter-⸗Unfallverſicherung. Es 
beſtätigt dies die ſchon vorne gemachte Bemerkung, daß die Function 
des Induſtrie- und Laudwirthſchaftsrathes, ſoweit ſie ſocialpolitiſche, 


beziehungsweiſe die Arbeiter betreffende Fragen berührt, parallel geht 


mit der Thätigkeit des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes. Vorausſichtlich wird 
aber auf dieſen Gebieten gerade das letztere durch ſeine Organiſation 
mehr zu leiſten berufen ſein. 

Nach 89 der Geſchäftsordnung kann der Arbeitsbeirath Auskunfts— 
perſonen vernehmen und können Ausſchüſſe auch außerhalb Wiens zu- 
ſammentreten und Einvernehmungen durchführen. 

Wir ſehen darin ein wichtiges Recht, eine Einrichtung von großer 
Tragweite, welche die Veranſtaltung von Enquéten mit officiellem 
Charakter zur Erhebung beſtimmter Fragen an Ort und Stelle er— 
möglicht. Dieſer Vorgang wird gerade für die Erhebung der Lage be— 
ſtimmter Arbeitergruppen von großer Bedeutung ſein. 

Aus der Geſchäftsordnung führen wir hier noch nachſtehende 
wichtigere Beſtimmungen an. 

Der Arbeitsbeirath iſt ein Hilfsorgan des arbeitsſtatiſtiſchen Amtes, 
beſtimmt, durch ſeine Mithilfe die Arbeiten des letzteren zu fördern. Es 


wird die Beförderung des Zuſammenwirkens des Amtes und der Ber 


triebe als Aufgabe des Beirathes hingeſtellt, d. h. die Fachkenntniſſe der 


aus verſchiedenen Gebieten von Production und Verkehr ernannten 


Mitglieder ſollen die Anpaſſung der Statiſtik an die Eigenart der 
Betriebe, bei welchen Erhebungen durchgeführt werden, befördern. Es 
iſt nicht zu leugnen, daß die Erlangung richtiger ſtatiſtiſcher Daten 
nicht nur eine formell richtige Frageſtellung, ſondern vielfach geradezu 
eine genaue Kenntnis der einſchlägigen Verhältniſſe erfordert. 

Eine Selbſtändigkeit iſt dem Arbeitsbeirathe inſoweit gewahrt, 
daß derſelbe Gegenſtände auf die Tagesordnung der Sitzung bringen, 
Ausſchüſſe für die Vorberathung einzelner Augelegenheiten einſetzen, 
Perſonen einvernehmen, auch auswärtige Sitzungen veranftalten kann. 

Die Geſchäftsführung erfolgt, wie dies der Organiſation entſpricht, 
durch das arbeitsſtatiſtiſche Amt, deſſen Vorſtand auch — falls nicht der 
Handelsminiſter ſelbſt anweſend iſt — den Vorſitz in den Sitzungen 
des Arbeitsbeirathes führt. 

Den Miniſterien ſteht es frei, in die Verhandlungen und Aus- 
ſchußfitzungen des Arbeitsbeirathes außer den ſtändigen Mitgliedern auch 
andere Beamte mit berathender Stimme theilnehmen zu laſſen. 

Für die Beſchlußfaſſung des Arbeitsbeirathes wird die Auweſen⸗ 
heit von 17 ſtimmberechtigten Mitgliedern gefordert. Der Bezug von 


Diäten und der Erſatz der Auslagen iſt in gleicher Weiſe wie beim 
Induſtrie- und Landwirthſchaftsrath geordnet. 

Zu erwähnen iſt die Beſtimmung am Schluſſe der Geſchäftsord— 
nung, nach welcher das unentſchuldigte Ausbleiben von drei aufeinander— 
folgenden Sitzungen als Verzicht auf die Mitgliedſchaft angeſehen wird. 
Nachdem der Arbeitsbeirath nur ein Hilfsorgan des arbeitsſtatiſtiſchen 
Amtes bildet und feine Wirkſamkeit in dem Statut des letzteren ($ 5) 
kurz umſchrieben iſt, jo konnt naturgemäß der Geſchäftsordnung, welche 
nur ſür den Arbeitsbeirath gilt, eine beſondere Bedeutung zu. Es iſt 
daher auch immerhin möglich, daß die Geſchäftsordnung in ihrer end— 
giltigen Feſtſtellung noch weſentliche Abänderungen erfährt, daher ein 
weiteres Eingehen auf dieſelbe heute noch verſrüht wäre. 

Wenn wir die beiden neuen Einrichtungen, welche im Intereſſe 
der Volkswirthſchaftspflege geſchaffen wurden, hier zuſammen beſprochen 
haben, ſo geſchah dies deshalb, weil wir der Meinung ſind, daß jenes 
Gebiet, auf welchem das arbeitsſtatiſtiſche Amt, beziehungsweiſe deſſen 
Beirath ſeine Thätigkeit zu entfalten hat, intenſiv eingreift in den 
Wirkungskreis, welcher dem Induſtrie- und Landwirthſchaftsrath einge— 
räumt iſt. Die Arbeiterfrage iſt ja gerade für die Induſtrie, nicht 
minder und zwar im ſteigendem Maße für die Landwirthſchaft von 
eminenter Bedeutung, und die Forderung der Induſtrie, welche ſich die 
Regierung gerade in neuerer Zeit zur Aufgabe geſtellt hat, kann nicht 
gelöst werden, wenn nicht auch in der Arbeiterfrage eine allen Inter— 
eſſenten gleich gerechte Löſung geſucht wird. Sind es doch Einrichtungen 
im Intereſſe der Arbeiter, über deren nicht entſprechende Function bei 
ſteigender Belaſtung ſeitens der Induſtrie geklagt wird, deren Studium 
dem Arbeitsbeirath des ſtatiſtiſchen Amtes zugewieſen wird, während 
Fragen, wie der Achtftundentag beim Bergbau, der Montanfection des 
Landwirthſchaftsrathes zur Beurtheilung zugewieſen wurden. Daß die 
gleiche Frage auch im Arbeitsbeirath aufgeworfen werden wird, iſt keine 
Frage. Es iſt ja gerade die Zuſammenſetzung des Beirathes, welche die 
Anregung vieler einſchlägiger Fragen mit ſich bringen muß. 

Wir ſehen daher auf einem wichtigen Gebiete ein Zuſammen⸗ 
arbeiten der beiden von uns dargeſtellten Einrichtungen als unvermeidlich 
und nothwendig, ſoll die wichtige Auſgabe, welche beiden geſtellt iſt, 
die Förderung der Volkswirthſchaftspflege gedeihlich und dauernd ge— 
löst werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
„Vertheilung“ nach § 23 Pr. G. jest törperliche Uebergabe von Hand 
zu Hand voraus; das Berjenden einer Druckſchrift mittels Poſt, auch 
wenn es an mehr oder weniger unbeſtimmte Perſonencomplexe 
erfolgt (56 Pr. G.), iſt nicht Vertheilung im Sinne der Geſetzesſtelle. 

Der Caſſationshof hat mit Plenareutſcheidung vom 30. Juni 1898, 
3. 8523, über die von der k. k. Generalprocuratur zur Wahrung des 
Geſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde in dem nach § 33 St. P. O. ein⸗ 
geleiteten Verfahren zu Recht erkannt: Durch das Urtheil des Bezirks— 


gerichtes in Znaim vom 8. März 1898, Art. 239/98, womit Karl B. 


der im § 23 Pr. G. bezeichneten Uebertretung ſchuldig erkannt und zu 
einer Geldſtrafe von 10 fl. verurtheilt wurde, an deren Stelle im 
Falle ihrer Uneinbringlichkeit eine ſuppletoriſche Arreſtſtrafe in der 
Dauer von 24 Stunden zu treten hatte, und durch das die Berufung 
des Verurtheilten zurückweiſende Urtheil des Kreis- als Berufungs⸗ 
gerichtes in Zuaim vom 15. April 1898, Bl. VI 95/98, wurde das 
Geſetz in den Beſtimmungen des Artikels IV, Kundmachungspatent zum 
Strafgeſetze und des § 23 Pr. G. verletzt, dieſe Urtheile werden auf— 
gehoben und Karl B. wird von der Anklage, daß er, ohne mit einem 
von der Sicherheitsbehörde beſonders ausgeſtellten Erlaubnißſcheine ver- 
fehen zu fein, die Druckſchrift „Der Znaimer Volksbote, reſpective fein 
Redacteur Franz G.“ im Monate Jänner 1898 unter Schleifen durch 
die Poſt an verſchiedene Perſonen des Zuaimer Kreiſes geſchickt und 
hiedurch die Uebertretung des §S 23 Pr. G. begangen habe, gemäß $ 259, 
Z. 3 St. P. O. freigeſprochen. 

Gründe: Den Delictsthatbeſtand des § 23 Pr. G. faud das 
Bezirksgericht in der Thatſache verkörpert, daß Karl B. die eine Polemik 
gegen den Redacteur des „Zuaimer Volksboten“ Franz G. enthaltende, 
in Placatform angefertigte Druckſchrift „Der Znaimer Volksbote, 
reſpective ſein Redacteur Franz G.“ im Jänner 1898 au verſchiedene 
Perſonen mit der Poſt unter Kreuzbandſchleifen verſendet hat, ohne 
hiezu im Sinne des § 23 Pr. G. die Bewilligung der politiſchen 
Behörde eingeholt zu haben. Die gegen das bezirksgerichtliche Urtheil 


im Ausſpruche über Schuld und Strafe ergriffene Berufung des 
Karl B. hatte keinen Erfolg. Das Kreis- als Berufungsgericht in 
Zuaim acceptirte in der Begründung ſeines die Berufung des Karl B. 
zurückweiſenden Urtheils vom 15. April 1898 im weſentlichen die Rechts- 
anſicht des erſten Richters, hob aber insbeſonders noch hervor, daß 
die verſendeten Flugſchriften für Karl B. von keinem gewerblichen 
Intereſſe waren, keine Artikel ſeines conceſſionirten Gewerbes bildeten, 
einzelne Exemplare dieſer Druckſchrift an einen ganzen Complex von 
Perſonen (fo unter anderen an das Gaſthaus von Kukrowitz) gerichtet 
wurden, die Thätigkeit des Angeklagten ſomit als gegen die Beſtim⸗ 
mungen des § 23 Pr. G. verſtoßende Vertheilung von Druckſchriften 
in Betracht zu kommen habe, da es gleichgiltig ſei, ob er die Drud- 
ſchrift durch eine Perſon oder durch die Poſt in die Hände von möglichſt 
vielen Perſonen zu bringen ſuchte. Die Urtheile beider Inſtanzen be⸗ 
ruhen jedoch auf einer rechtsirrthümlichen Auffaſſung des im § 23 Pr. G. 
normirten Delietsthatbeſtandes. 

Wohl iſt es unzweifelhaft, daß das in Frage ſtehende Placat 
unter die im 3. Abſatz des § 23 Pr. G. bezeichneten Kundmachungen 
von rein örtlichem oder gewerblichem Intereſſe nicht gehört, da es 
ſeinem Inhalte nach eine gegen Franz G. gerichtete, im perſönlichen 
Intereſſe des Karl B. herausgegebene Schmähſchrift bildet, deren Ver— 
breitung auch außerhalb der Stadt Zuaim unternommen wurde. Auch 
im Bereiche des von Karl B. betriebenen Buchhandels liegt die Ver— 
ſendung dieſer Druckſchrift nicht. Dem § 15. Z. 1 der Gewerbeordnung 
(Novelle vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39) zufolge iſt der Buch⸗ 
handel ein Gewerbe, welches den Handel mit auf mechaniſchem oder 
chemiſchem Wege vervielfältigten literariſchen Erzeugniſſen zum Gegen- 
ſtande hat. Der „Handel“ ſetzt entgeltliche Begebung dieſer Erzeugniſſe 
voraus. Da nun im vorliegenden Falle das Placat verſendet wurde, 
ohne irgend ein Entgelt für dasſelbe in Anſpruch zu nehmen, die Ver- 
ſendung desſelben aber auch nicht im Intereſſe entgeltlicher Begebung 
anderer Druckſchriften erfolgte, alſo weder als unmittelbares Object 
des Handels, noch als denſelben irgendwie fördernd in Betracht kommen 
kann, ſo kann auch in der Verſendung des Placates ein Act des dem 
Karl B. conceſſionirten Gewerbebetriebes nicht erkannt werden. Sind 
daher auch die auf dieſe beiden Momente geſtützten, von Karl B. in 
der gegen das Urtheil des Bezirksgerichtes in Zuaim von 8. März 1898, 
239,98, überreichten Berufungsſchrift enthaltenen Folgerungen hin- 
fällig, ſo ſind doch in dem urtheilsmäßig feſtgeſtellten Thatbeſtande die 
Delietsmerkmale des § 23 Pr. G. verkörpert nicht zu finden. 

Ein allgemeines Verbot der Verbreitung von Druckſchriften be— 
ſteht im Preßgeſetze nicht; das Verbot des § 23 Pr. G. trifft nur be- 
ſtimmte Arten der Verbreitung, und zwar taxativ (argumentum ex 
Artikel IV Kundmachungs⸗Patent zum Strafgeſetze): das unbefugte 
Hauſiren mit Druckſchriften, das Ausrufen, Vertheilen und Feilbieten 
derſelben außerhalb der hiezu ordnungsmäßig beſtimmten Localitäten (die 
Colportage) und das unbefugte Aushängen oder Anſchlagen derſelben 
in den Straßen oder an anderen öffentlichen Orten.“) Nebſtdem wird 


) Aus dem Wortlaute der 88 6 und 23 Pr. G. ergibt ſich, daß die darin 
beſchriebenen Thätigkeiten ſich keineswegs decken. Erſtere Geſetzesſtelle definirt den 
Begriff der „Verbreitung“ einer Druckſchriſt exemplificativ als Vertrieb, Ver⸗ 
ſchleiß oder Vertheilung von Druckſchriften oder Anſchlagen, Aufhängen oder 
Auflegen derſelben an öffentlichen Orten, in Leſevereinen, Leihhibliotheken u. dgl. 
Durch Beiſetzung der beſchräukenden Partikel „nur“ gibt das Gefetz zu erkennen, 
daß, wenn hiemit auch nicht alle Arten der Verbreitung aufgezählt find („u. dgl.“), 
doch, ſoll anders irgend eine Thätigkeit als „Verbreitung“ im Sinne des 86 
Pr. G. in Betracht kommen, ſie annähernd den daſelbſt hervorgehobenen Inhalt 
in ſich ſaſſen muß. Das Gemeinfame aller im 86 Pr. G. beiſpielsweiſe aufge⸗ 
zählten Thätigkeiten nun beſteht in dem Zugänglichmachen der Druckſchrift für 
eine individuell nicht begrenzte Mehrheit von Perſonen, und es wird daher von 
einer „Verbreitung“ der Druckſchriſt dann überhaupt nicht gefprochen werden 
können, wenn ſie nur beſtimmten Einzelindividuen oder einem geſchloſſenen 
Kreiſe derſelben mitgetheilt wird. Doctrin und Praxis ſtehen in dieſer 
Beziehung im Einklang (vergl. die Caſſ.⸗Entſcheidungen vom 3. Mai 1884, 
3.1984, Novak'ſche Slg. Nr. 635 und a. m., dann Liszt „öſterr. Preßrecht“, 
S. 84 ff., „das Reichspreßrecht“, S. 149 ff., Berner „deutſches Preßrecht“, 
S. 167 ff., Schwarze „das Reichspreßgeſetz“, S. 6 ff., 10, 22, Commentar, S. 322, 
Thilo „Preßgeſetz für das deutſche Reich“, S. 124, Kayſer in Holtzendorffs Hand⸗ 
buch, S 567, Lienbacher „öſterr. Preßgeſetz“, S. 74 ff. und andere!. 

Bei Vergleichung der Beſtimmungen der 8s 6 und 23 Pr. G. fällt es 
ſofort auf, daß keineswegs alle im §6 Pr. G. angeführten Verbreitungsthätig⸗ 
keiten der im 823 Pr. G. vorgeſehenen Bewilligung durch die Sicherheitsbehörde 
bedürfen, daß die im § 23 Pr. G. verpönte Verbreitung viel engere Grenzen hat, 
als der im §6 Pr. G. beſtimmte allgemeine Begriff, und daß insbeſondere des 
im 8 6 Pr. G. erwähnten Auflegens einer Druckſchriſt in Leſevereinen, Leih⸗ 
bibliotheken und ähnlichen öffentlichen Orten im § 23 Pr. G. nicht gedacht wird. 
(Aus den Ausführungen des Vertreters der Generalprocuratur.) 


in § 23 Pr. G. auch das wohl nicht unter den Begriff der „Verbreitung“ 
fallende unbefugte Sammeln von Pränumeranten oder Subferibenten 
verpönt. Die Materialien des Geſetzes, inſoweit fie für die vorliegende 
Frage überhaupt verwerthbar erſcheinen, weiſen darauf hin, daß durch 
das Verbot des § 23 Pr. G., 1. Abf., in erſter Linie der Hauſirhandel 
mit Druckſchriften und die ſogenannte Colportage “) getroffen werden 
ſollte; für den zweiten Abſatz des §. 23 Pr. G. iſt die parlamentariſche 
Debatte unfruchtbar; ſeinem Wortlaute zufolge ſtatuirt er nichts als 
ein Placatirungsverbot. 


Tritt man an die Anwendung des Geſetzes auf den vorliegenden 
Fall heran, jo ergibt fi), daß eine nach § 23 Pr. G. verpönte Ver- 
breitung von Druckſchriften nicht unternommen wurde. Aus dem Be— 
griffe der Verbreitung ſcheidet die Verſendung der Druckſchrift mittels 
der Poſt an individuell beſtimmte Perſonen aus. Sie als „Vertheilung“ 
im Sinne des § 23 Pr. G. anzuſehen, geht nicht an; denn dieſen Be⸗ 
griff erſchöpft gemeinem Sprachgebrauche gemäß nur die körperliche 
Uebergabe der Druckſchrift von Hand zu Hand); überdies fehlt der 
Verſendung durch die Poſt (auch unter Kreuzband oder Schleife) an 
individuell beſtimmte Adreſſaten das Merkmal des Zugänglichmachens 
für eine unbeſtimmte Mehrheit von Perſonen. Nun iſt es allerdings 
richtig, daß vorliegend die Verſendung nicht ausſchließlich an individuell 
beſtimmte Perſonen, ſondern, wie aus den in den Acten erliegenden 
Adreßſchleifen hervorgeht, auch an mehr oder weniger unbeſtimmte 
Perſonencomplexe (wie „Schulleitung und Lehrkörper der Volksſchule in 
Edmitz“, „Gemeindegaſthaus Kukrowitz“) und an Behörden („Gemeinde— 
vorſtand in Jaiſpitz“) unternommen wurde. Allein dieſe Art der Ber: 
breitung *) verfällt nicht der Strafnorm des § 23 Pr. G., welche blos 
den „fliegenden Buchhandel und das öffentliche Anſchlagen von Drud- 
ſchriften +)“ unbedingt verbietet. Daß dieſelbe insbeſoadere keiner der 
Formen des „fliegenden Buchhandels“ entſpricht, iſt kaum zu bezweifeln; 
fraglich könnte höchſtens fein, ob nicht die Verſendung der Druckſchrift 
unter der Adreſſe „Gemeindegaſthaus Kukrowitz“ dem Aushängen eiuer 
Druckſchrift au einem öffentlichen Orte gleichzuachten iſt. Dagegen ſpricht 
jedoch die hiſtoriſche Entwicklung des im 2. Abſatz des § 23 Pr. G. 
feſtgeſtellten Placatirungsverbotes 7); fie zwingt förmlich zur Annahme, 
daß dasſelbe blos die öffentliche Ankündigung durch Anſchlagzettel im 
Auge hat. Mögen dabei auch die Worte „Aushängen“ und „Anſchlagen“ 
im weiteſten Sinne verſtanden ſein, ſo decken ſie ſich doch nicht mit 
dem Begriffe des „Auflegens“ der Druckſchrift an einem öffentlichen 
Orte. ) Wollte man daher auch annehmen, daß in der Abſendung 
der Druckſchrift an das „Gemeindegaſthaus“ in Kukrowitz eine zum 
Aufliegenlafſen derſelben an einem öffentlichen Orte führende Handlung 
gelegen iſt, jo würde gleichwohl auch fie von dem Verbote des § 23 
Pr. G. nicht getroffen. Inſoweit daher nicht etwa der nach dem 
12. Hauptſtücke des 2. Theiles des allg. St. G. ſtrafbare Inhalt der 
Druckſchrift in Frage kommt, erſcheiut vom preßpolizeilichen Standpunkte 
die von Karl B. unternommene Verſendung derſelben durch die Poſt 
als ſtrafrechtlich irrelevante That. 

Es waren daher unter Conſtatirung der Geſetzesverletzung die 
Urtheile als nichtig zu beheben, und Karl B. von der Anklage wegen 
Uebertretung des § 23 Pr. G. freizuſprechen. 


„PVVergl. Herbſt's Ausführungen in der parlamentariſchen Debatte, 
85. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 11. December 1861, S. 2004. 

) Vergl. Caſſ.⸗Entſch. vom 14. September 1876, Z. 8593, Novak'ſche 
Slg. Nr. 122. 

1 5 Liszt „über Preßrecht“ S. 88, Schwarze „Reichspreßgeſetz“ 
S. 8, Berner „Deutſches Preßrecht“, S. 170, Schütze, S. 239, Note 26, denen die 
Aufgabe der Druckſchrift auf die Poſt höchſtens als Verſuch der Verbreitung 
gilt, dagegen aber auch Oppenhoff, Comment., Nr. 17 zu 885. 

1) Liszt „öſterr. Preßrecht“, S. 316, 105 ff. 

1) Siehe Liszt „öſterr. Preßrecht“, S. 109. 

10 Hiefür ſpricht auch die hinſichtlich des öffentlichen Aufliegens von 
Druckſchriften in Gaſt⸗ und Kaffeehäuſern geübte Praxis. Alter Gepflogenheit 
entſprechend wurde das Aufliegen von Zeitungen in derlei Localen von der 
Polizei ſeit jeher geduldet; die Beſtimmungen des Preßgeſetzes boten nie einen 
Anlaß, deshalb gegen die Inhaber von Gaſt⸗ und Schankgewerben einzuſchreiten, 
obſchon das Aufliegenlaſſen von Zeitungen im Umfange der ihnen ertheilten 
Conceſſion dem Wortlaute des 815, Punkt 15, und des § 16 Gewerbeordnung 
(Novelle vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39) zufolge nicht mitinbegriffen iſt. 
Ein Erlaunbnißſchein im Sinne des § 23 Pr. G. wurde nie von ihnen verlangt. 
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Diſeiplinarſtrafen bilden nur bedingungsweiſe eine Vorausſetzung 
für die Aberkennung, beziehungsweiſe den Aufſchub des Anſpruches 
von Lehrperjonen auf Gewährung von Dienſtalterszulagen. Maß⸗ 
gebende Momente für die Beurtheilung des Zeitpunktes der Fällig⸗ 
keit dieſer Zulagen nach vorausgegangenen Diſeiplinarſtraſen. 

Oberlehrer Jacob L. hatte mit dem Erlaſſe des ſteiermärkiſchen 
Landesſchulrathes vom 21. Juni 1885, Z. 2149, die dritte Alterszulage 
mit dem Anfallstermine vom 1. Mai 1885 erhalten. 

Hierauf wurde über denſelben mit dem landesſchulräthlichen Erlaſſe 

vom 30. September 1886, Z. 5011, die Diſciplinarſtrafe des Verweiſes 
verhängt, weil er ſich in feiner Eigenſchaft als Secretär des Ortsſchul— 
rathes C. .. verſchiedene, die Thätigkeit dieſer Körperſchaft abſichtlich 
behindernde Ungehörigfeiten hatte zu Schulden kommen laſſen, ein Leſe— 
zimmer Gymnaſialſchülern für geheime Zuſammenkünfte überlaffen und 
Schüler aus fremden Schulſprengeln eigenmächtig in die Schule auf— 
genommen hatte. 
Jahre 1890 überreichtes Anſuchen um Zuerkennung der vierten Dienſt— 
alterszulage abgewieſen; über ein nochmaliges im September 1892 ein⸗ 
gebrachtes Geſuch erkannte ihm der Landesſchulrath mit dem Erlaſſe 
vom 29. September 1892, 3. 6661, dieſe Zulage zu, wobei unter Be— 
rufung auf die dreijährige Anrechnungsdauer eines Vorweiſes — aller— 
dings auch dieſer Friſt nicht entſprechend — als Anfallstermin der 
1. September 1892 feſtgeſetzt wurde. 

Anläßlich des von demſelben gegen die Beſtimmung dieſes Zeit- 
punktes überreichten Recurſes hat das k. k. Miniſterium für Cultus und 
Unterricht dem Landesſchulrathe mit dem Erlaſſe vom 8. Juni 1893, 
3. 1412, Folgendes eröffnet: 

„Im 8 27 des Geſetzes vom 4. Februar 1880, L. G. Bl. Nr. 17, er⸗ 
ſcheint der Anſpruch auf die Dienſtalterszulage von dem Umſtande ab⸗ 
hängig gemacht, ob der Lehrer fünf Jahre lang an einer öffentlichen 
Volksſchule ununterbrochen mit entfprechendem Erfolge gewirkt hat. 

Nicht ein jedes Dienſtvergehen des Lehrers, das mit einer Di⸗ 
ſciplinarſtrafe belegt wird, iſt von einem derartigen Einfluſſe auf die 
Wirkſamkeit des Lehrers an der Schule, daß dieſelbe als eine nicht ent- 
ſprechende anzuſehen iſt. Es kann daher das bloße Factum, daß der 
Lehrer eine Diſciplinarſtrafe erhalten hat, für die Frage der Zuerkennung 
der Dienſtalterszulage nicht unbedingt maßgebend ſein, ſondern es muß 
unterſucht werden, ob das dem Diſciplinarerkenntniſſe zugrunde liegende 
Dienſtesvergehen ein ſolches iſt, das die Verweigerung der Zuerkennung 
der Dienſteszulage im Sinue des § 27 des citirten Geſetzes begründet. 

Da nach dem Geſagten nicht ein jedes Dienſtvergehen die Ver⸗ 
weigerung der Dienſtalterszulage zur nothwendigen Folge haben muß, 
kann auch die Beſtimmung des § 42 des citirten Geſetzes, wonach nach 
dreijährigem, tadelloſen Benehmen des betreffenden Lehrers die Strafe 
des Verweiſes nicht in Anrechnung gebracht wird, von keinem Einfluſſe 
bei der Zuerkennung der Dienſtalterszulage ſein, zumal im Geſetze ein 
Anhaltspunkt für einen ſolchen Einfluß nicht vorhanden iſt und ſich 
ſonſt die Inconſequenz ergeben müßte, daß bei einer größeren Difeiplinar- 
ſtrafe eine ſolche oder ähnliche Verſchiebung des Anſpruches auf die 
Dienſtalterszulage nicht eintreten würde. 

Im vorliegenden Falle war daher in erſter Linie zu erwägen, ob 
die Dienſtvergehen, welche dem gegen L. gefällten Diſciplinarerkenntniſſe 
des k. k. Landesſchulrathes vom 30. September 1886, Nr. 5011, zugrunde 
gelegen waren, derartig ſind, daß hiedurch ein nicht entſprechendes Wirken 
L.'s an der Schule im Sinne des § 27 des citirten Geſetzes begründet iſt 
und im bejahenden Falle weiters ſicherzuſtellen, ob ſeit dem Zeit— 
punkte der begangenen Vergehen L. fünf Jahre lang ununterbrochen 
mit entſprecheudem Erfolge gewirkt hat. 

Aus dieſen Gründen wird der Landesſchulrath aufgefordert, über 
das Geſuch L.'s um Zuerkennung der vierten Dienſtalterszulage neuerdings 
einen Beſchluß zu faſſen.“ 

Auf Grund dieſer Entſcheidung wurde mit dem landesſchulräthlichen 
Erlaſſe vom 8. Juni 1893, 3. 3724, erkannt, daß durch die Diſciplinar— 
vergehen des Genannten der Erfolg feines Wirkens als Lehrer be- 
einflußt wurde, und daß ihm mit Rückſicht auf den Zeitpunkt des 
Diſciplinarerkenntuiſſes die vierte Dienſtalterszulage vom 1. October 1891 
augefangen gebüre. 

Ueber den von L. auch gegen dieſe. Entfcheidung eingebrachten 
Recurs ließ das Miniſterium vorerſt erheben, wann derſelbe die einzelnen 
Dienſtesvergehen, welche durch das Diſciplinarerkenntniß geahndet worden 
waren, begangen hatte. Erſt nachdem conſtatirt worden war, daß ſich 


dieſe Vergehen bis in den Monat September 1891 erſtreckt hatten, 
fand das Miniſterium den mit 1. October 1891 beſtimmten Anfalls⸗ 
termin für die weitere Dienſtalterszulage begründet und gab mit dem 
Erlaſſe vom 27. März 1894, 3. 5554 dem Recurſe L.'s gegen die zweite 
Entſcheidung des Landesſchulrathes keine Folge. M.-G. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Hofräthen der Poſt⸗ und Telegr „Directi 
in Graz, beziehungsweiſe Brünn, Wilh. Groß und Joh. Slo g deen 
Penſionirung die allerhöchite Anerkennung bekaunt geben laſſen. 

Se. Majeſtät haben die Verſetzung des Hofrathes der Poſt⸗ und Tele: 
graphen⸗Direction in Trieſt Karl Pokorny nach Graz genehmigt. 

Se. Majeſtät haben den Oberpoſtdirector der Poſt⸗ und Telegraphen— 
Direction in Innsbruck Joh. Guido Lier zum Hofrathe der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphen⸗Direction in Brünn ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Director des k. k Generalprobiramtes Dr. Eduard 
Priwoznik und den Director des k. k. Hauptmünzamtes Regierungsrath Joſef 
Müller zu Hofräthen ad personam ernannt. 

Se. Maleſtät haben dem Statthaltereirathe in Niederöſterreich Dr. Ludw. 
Ritter v. Karajan anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Hofrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Fz. Kankowsky in Mar: 
burg und Heinr. Grafen Attems in Cilli den Titel und Charakter eines Statt: 
haltereirathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Hofſeeretär der Generaldirection der allerhöchſten 
Privat: und Familienfonde Dr. Michael Hagen zum Regierungsrathe ernannt 
und dem Hofſecretär dieſer Direction Anton Janka tarfrei den Titel und 
Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizei⸗Obercommiſſär der Polizeidirection in 
Brünn Adolf Kroka den Titel und Charakter eines Polizeirathes tarfrei und 
dem Polizeicommiſſär Dr. Fz. Sobek das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 225 

8 Se. Majejtät haben dem Rechnungsdireckor im Ackerbauminiſterium Ferd. 
Längle anlaßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe 
taxfrei Se. Mae 

Se. Majeſtät haben den Oberrechnungsrath im Ackerbauminiſterium J 
Trilety zum Rechnungsdirector an en Eu 

Se. Majeſtät haben dem Baurath Wilh. Edlen v. Rezori zum Ober: 
baurathe im Miniſterium des Innern ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Baurathe im Miniſterium des Innern Karl 
Pom pe den Titel und Charakter eines Oberbaurathes tarfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat dem Verwalter beim Oekonomate der Finanz: 
Landesdirection in Lemberg Heinrich Nawratil die VIII. Rangsclaſſe verliehen. 

Der Finanzminiſter hat im Status der Beamten zur Evidenzhaltung des 
Grundſteuercataſters die Evidenzhaltungs⸗Geometer I. Claſſe Johann Fedyna, 
Joſef Hofmann, Alex. Tazreiter, Joſef Bacelié, Hyacinth Declid, 
Sebaſt. Kaſtner, Joſef Zenisef, Rud. Thomann, Otto Schindler, Joſef 
Smutny, Emanuel Rieſe, Victor R. v. Aichenegg, Stanisl. Zlowodski, 
Ludw Muſial, Anton Bilek, Fdch. Gatſch, Karl Mündl, Adolf Ströbl 
Joh. Krizek, Anton Turkiewicz, Rud. Zbozinek, Alois Urſich, Marian 
Glowacki, Alois Proſtecky, Adalbert Teufel, Joſef Chrzanowski, 
Iz. Lakſar, Joh, NM Ernſt Engel, Alois Skrbek, Jaroslav 
Zo king, . Treitner und z. Srp zu Evidenzhaltungs⸗Obergeometer 
II. Claſſe in der IX. Rangsclaſſe ee i 2 i u 


Erledigungen. 


b il, Kanzleiofficialsſtelle bei der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei 
in der X. Rangsclaſſe bis 3. December. (Amtsblatt Nr. 268.) 
IM: Statt halterei-Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe in Nieder: 
öſterreich (1 bei der k. k. Statthalterei und 1 bei einer k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
fchaft) bis 17. December. (Amtsblatt Nr. 268.) 

2 Bezirks⸗Inſpectorsſtellen in der IX. Rangsclaſſe und 1 Revier: 
Inſpectorsſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Trieſter Sicherheitswache bis 
20. December. (Amtsblatt Nr. 268.) 


3 Berichtigung. In Nr. 47 dieſer Zeitſchrift, Seite 214, 2. Spalte, hat 
ſich bei Perſonalien ein unliebſamer Fehler eingeſchlichen. Es ſoll dort richtig 
heißen: „Se. Majeität haben den Rechnungsrevidenten Alexander Moering 
v. Moeringen und Fz. Gürtler den Titel und Charakter eines Rechnungs 
rathes (nicht: Pegierungsrathes) taxfrei verliehen.“ 


Mit einer literariſchen Beilage: Dr. Joſ. Grunzel, Hand 
buch der internationalen Handelspolitik. 


„ Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 95 und 96 der Erkeuntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


